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Jnu halt: 


Das Religionsbekenntniß der Kinder nach öſterreichiſchem Rech 
Von Oreſt Illaſiewicz. (Fortſetzung.) Paz 


Mittheilungen aus der Praxis. 


N ene ung en iſt nicht „ruhegenußanſpruchsberechtigt“, 
aher au ie Witwe nach einem ſolchen keinen Anſp itwen⸗ 
penſion hat. ſolch nſpruch auf Wiiwen⸗ 
a) Die übereinſtimmenden Angaben der Ehe über di laſſ 
f i Shegatten über die Unterlaſſung der 
Beiwohnung innerhalb des geſetzlichen Zeitraumes genügen wach u den 
Beweis der Unmöglichkeit der vom Ehegatten erfolgten Zeugung des von 
ſeiner Frau geborenen Kindes herzuſtellen (8 158 a. b. G.⸗B.); b) Die Ge⸗ 
richtsbehorden ſind nicht zuſtändig, über die Berechtigung zur Führung eines 
beſtimmten Naunens zu entſcheiden. 5 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Das Religionsbekenntniß der Rinder nach öſter⸗ 
reichiſchem Recht. 
Von O re ft Illaſiewicz. 
(Fortſetzung.) 

8. Das interconfeſſionelle Geſetz macht im Artik Ali 
„die Eltern und Vormünder ſowie 5 Wegen diener De a 
Befolgung der mehrfach eitirten Beſtimmungen des Artikel 1 und 
Artikel 2 verantwortlich“. Es iſt im Geſetze ganz allgemein 

el 2 min 1 15 Geier geſagt 
„ſowie die Religionsdiener Dies muß näher präciſirt werden. Es 
handelt ſich in den bisher beſprochenen Beſtimmungen des inter— 
confeffionellen Geſetzes eee Recht der Kirche, und nicht etwa 
des Kindes zu wahren.! Es iſt eine dem Rechte der Religions- 
genoſſenſchaft correſpondirende Pflicht des Kindes, dieſer Religion 
anzugehören; nachdem aber das Kind handlungsunfähig iſt, ſo haben 
die Eltern und Vormünder für die genaue Erfüllung dieſer Pflicht, 
für die ſtricte Beobachtung der einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen 
Sorge zu tragen, und inſoferne iſt es nur recht und billig, daß das 
Geſetz die Eltern und Vormünder dafür veranwortlich macht. Aber 
die betreffende berechtigte Religionsgenoſſenſchaft hat nur einen ſub⸗ 
jectiven Anſpruch auf die Einreihung dieſes oder jenes Kindes 
unter ihre Mitglieder, und abgeſehen davon, daß es Jedermann, alfo 
auch der Kirche, geftattet fein kann, ſich eines Rechtes zu begeben, iſt 
auch durch Artikel 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R.⸗G. Bl. Nr. 142, jeder geſetzlich anerkannten Religionsgeſellſchaft 
die Befugniß eingeräumt, ihre inneren Angelegenheiten ſelbſtſtändig zu 
ordnen und zu verwalten. Es wäre demnach rechts- und ſinnwidrig, 
die Diener der berechtigten Religionsgeſellſchaft zur Verantwortung 
zu ziehen. Daher können die ganz allgemein gehaltenen Worte des 
Artikel 3, Alinea 1, interconfeſſionelles Geſetz, „ſowie die Religions- 
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diener mur ſo verſtanden werden, daß die Religionsdiener 
der im concreten Falle nicht berechtigten Confeſſionen für jede als 
Beſitzſtörung zu qualificirende Verletzung des interconfeſſionellen Geſetzes 
verantwortlich ſind. Dies ſteht auch ganz im Einklang mit Artikel 8 
des interconfeſſionellen Geſetzes, wo jede unberufene Einmiſchung in 
fremdes Religionsgebiet unterſagt wird und entſpricht auch durchaus 
der Beſtimmung des Geſetzes, das ſeinem Titel nach zur Regelung 
der interconfeſſionellen Verhältniſſe erlaſſen wurde. Es drückt ſich dem- 
nach Artikel 3, Alinea 1, ungenau aus, wenn ex ganz allgemein 
„die Religionsdiener“ verantwortlich macht. 

Die Religionsdiener der im concreten Falle nicht berech— 
tigten Confeſſionen haben die Pflicht, zur Wahrung des Geſetzes 
durch Zurückweiſung jedes Verletzungsantrages beizutragen; die 
Religionsdiener der berechtigten Confeſſion dagegen haben nur 
das Recht, durch das Medium ihrer Oberen mit Hilfe der Behörden 
die Beobachtung des Geſetzes zu erzwingen. Darüber ſpricht ſich 
Artikel 3, Alinea 2, des interconfeſſionellen Geſetzes aus: „Für den 
Fall der Verletzung dieſer Vorſchriften ſteht den nächſten Verwandten 
ebenſo wie den Oberen der Kirchen- und Religionsgenoſſenſchaften 
das Recht zu, die Hilfe der Behörden anzurufen, welche die Sache 
zu unterſuchen und das Geſetzliche zu verfügen haben.“ Die Art der 
Abfaſſung dieſes Satzes, ſeine äußere Form ſcheint uns auſ den 
erſten Blick zu beſagen, daß die Behörden nicht das Recht haben, 
ohne Anſuchen ſeitens der competenten Factoren, alſo ex officio ein- 
zuſchreiten und Correcturen „zur Wahrung des Geſetzes“ — um uns 
einer proceſſualen Wendung zu bedienen — vorzunehmen. Dieſe eben 
ausgeſprochene Anſicht wird von zwei Autoren vertreten. Der erſte!“ 
derſelben begründet ſie mit folgenden Argumenten: 

1. denn ſonſt wäre die Aufnahme des das Beſchwerderecht 
regelnden Artikel 3 in das Geſetz nicht recht verſtändlich. 

2. denn die Artikel 3 und 16 des interconfeſſionellen Geſetzes 
caſſiren die Popularklage des §8 178 a. b. G.-B., welche gegen 
Eltern wegen Vernachläſſigung ihrer Pflichten erhoben werden konnte, 
zu welch' letzteren „nach 88 139 und 140 a. b. G.⸗B. unbedingt 
die Erziehung des Kindes in der für dasſelbe durch die politiſchen 
Vorſchriften beſtimmten Religion gehört“. „Und es ſpricht demnach 
auch der Gegenſatz, in welchem bezüglich der Legitimation zu ſolchen 
Beſchwerden die früher anwendbaren Beſtimmungen des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches und die Anordnung des Artikel 3 inter— 
confeſſionelles Geſetz zu einander ſtehen, für die Unzuläſſigkeit des 
behördlichen Officialeinſchreitens.“ 

Das erſte dieſer beiden Argumente wird durch die Faſſung des 
Geſetzestextes ebenſo geſtützt als entkräftet. Denn hatte das Geſetz das 
behördliche Einſchreiten von der Erhebung einer Beſchwerde abhängig 
machen wollen, ſo würde es die zur Beſchwerdeführung berechtigten 
Perſonen ſpeciell und genau haben angeben müſſen, was doch in den 
übrigens auch von — t— a. a. O., S. 295, Anmerkung, als 
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„vage“ und „geſetzlich nicht feſtſtehend“ bezeichneten Worten „ſowie 
den nächſten Verwandten“ keineswegs der Fall iſt. Die Allgemeinheit 
dieſer Wendung zeigt nur, daß es ſich hier lediglich um eine Unter— 
ſtützung der Behörden handelt. 

Das andere sub 2 angeführte Argument dieſes Autors fußt 
auf der unrichtigen Anſchauung, daß die Popularklage des § 178 
a. b. G.⸗B. ſich auf die Vernachläſſigung „der Erziehung des Kindes 
in der für dasſelbe durch die politiſchen Vorſchriften be— 
ſtimmten Religion“ bezieht. Aber dieſe an die Gerichte ſich wendende 
Popularklage iſt ja nur dann begründet, wenn das Kind überhaupt 
in keiner Religion ($ 139 a. b. G.⸗B.) erzogen wird, nicht auch, 
wenn es zwar in einer Religion, aber in einer andern als der durch 
das interconfeſſionelle Geſetz beſtimmten erzogen wird; letzterenfalls 
haben nicht die Gerichte, ſondern die politiſchen Behörden einzu— 
ſchreiten, und es kommt da nicht der § 178 des allgemeinen bürger— 
lichen Geſetzbuches, ſondern der Artikel 3 des interconfeſſionellen 
Geſetzes zur Anwendung. Der von —t — zur Bekräftigung ſeiner 
Auffaſſung verwendete Gegenſatz zwiſchen $ 178 a. b. G.-B. und 
Artikel 3 interconfeſſionelles Geſetz beſteht alſo nicht, da wir es hier 
mit zwei von einander deutlich geſchiedenen Rechtsgebieten und 
Anklagepetiten zu thun haben. 

Auf einem andern Standpunkt ſteht der zweite Autor, 2b der 
dieſe Frage behandelt. Er vertritt die richtige Anſicht, daß die 
Popularklage des § 178 a. b. G.⸗B. durch Artikel 3 interconfeſſionelles 
Geſetz nicht aufgehoben iſt.?! Dagegen ſteht er bezüglich der Judicatur der 
Behörden auch auf dem von —t— vertretenen Standpunkt, wornach 
die Behörden nicht von amtswegen, ſondern nur über Antrag ein— 
ſchreiten können. Er geht hiebei davon aus, daß die Verletzung 
der interconfeſſionellen Anordnungen nur eine Verletzung des ſubjectiven 
Rechtes einer Religionsgenoſſenſchaft bedeute, daß „der Staat zu 
Wahrern der von ihm beliebten Intereſſenabgrenzung die Oberen der 
Religionsgenoſſenſchaften ſelbſt beſtellt habe, indem er ihnen ſubjective 
Rechte eingeräumt, und daß endlich, ſolange diefe ſubjectiven Rechte 
nicht geltend gemacht werden, der ihnen zuwidere Zuſtand nicht als 
geſtört anzuſehen iſt“. Wie anſprechend auch dieſe Anſicht ſchon mit 
Rückſicht darauf iſt, daß der Endzweck des interconfeſſionellen Geſetzes auf 
die Erhaltung des religiöſen Friedens hinzielt und daher dort, wo nicht 
geklagt wird, auch nichts zu ſchlichten iſt, ſo dürfte ſich dieſelbe im 
Hinblick auf den genauen Wortlaut des Geſetzes doch nicht aufrecht— 
erhalten laſſen. Denn wenn einerſeits v. Huſſarek in Verfolgung ſeiner 
Anſicht zu dem conſequenten Schluſſe gelangt, daß die Behörden nur 
über Anſuchen der in ihren ſubjetiven Rechten verletzten Religions⸗ 
genoſſenſchaft einſchreiten können, ſo ſteht dem ja gerade die klare 
Beſtimmung des interconfeſſionellen Geſetzes entgegen, welches im obeitirten 
Artikel 3, Alinea 2, auch den „nächſten Verwandten“ das Recht 
zugeſteht, die Hilfe der Behörden anzurufen. Alſo nicht nur auf An— 
zeige und Beſchwerde der verletzten Religionsgenoſſenſchaft, ſondern 
auch auf die der nächſten Verwandten hin hat die Behörde „die Sache 
zu unterſuchen und das Geſetzliche zu verfügen“. Die geſchädigte 
Religionsgenoſſenſchaft hat allerdings die Verletzung eines ſubjectiven 
Rechtes erfahren, nicht ſo aber auch die nächſten Verwandten, welche 
daran ebenſogut gar kein Intereſſe wie ein gegenſätzliches haben 
können; und doch hat die Beſchwerde beider Factoren den gleichen 
Rechtsefſect. Wir ſehen, daß das Geſetz ſeinem klaren Wortlaute gemäß 
keineswegs die Geltendmachung der ſubjectiven Verletzung zur Rechts- 
grundlage für das amtliche Einſchreiten der Behörden machen wollte. 
Das ſubjective Recht der Religionsgenoſſenſchaften und die Geltend— 
machung ſeiner Verletzung iſt gegenüber dem behördlichen Einſchreiten 
rein ſecundärer, acceſſoriſcher Natur, es kann durch die Beſchwerde— 
führung das behördliche Einſchreiten wohl veranlaßt werden — und 
das iſt wohl auch der Sinn und die Beſtimmung der betreffenden 
Worte des Artikel 3 interconfeſſionelles Geſetz — doch iſt letzteres von 
erſterer nicht unbedingt abhängig gemacht. Durch citirten Artikel 3, 
Alinea 2, wird nicht das Recht der Behörde, ſondern das gewiſſer 
intereſſirter Factoren geregelt, es wird darin nur beſtimmt, wer zur 
Beſchwerdeführung berechtigt iſt, nicht aber geſagt, daß die Behörde 
nur in dieſem Falle einſchreiten kann. Der Staat muß doch durch 
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ſeine Organe darüber wachen dürfen, daß die von ihm erlaſſenen 
Geſetze auch thatſächlich beobachtet werden. Man kann dieſem Satze 
nicht etwa die Theorie des Civilproceſſes entgegenhalten; denn dort 
wird das Geſetz, die Rechtsordnung nur fubjectiv, im Rahmen 
einer privaten Rechtsſphäre verletzt, hier aber wird ein öffentliches 
Recht in einer Art mit Füßen getreten, daß die Oeffentlichkeit davon 
gleich Notiz nehmen kann; und die Behörde ſoll verurtheilt ſein, 
mit verſchränkten Armen die vielleicht publik gewordene Gefehes- 
verletzung zu toleriren, weil keine Beſchwerde erhoben iſt? Man denke 
nur an den Fall, daß keine Verwandten da ſind und die Religions— 
geſellſchaft aus politiſchen Gründen die Erhebung einer Beſchwerde 
unterläßt; da wäre die Einhaltung des interconfeſſionellen Geſetzes, welches 
öffentliche Intereſſen normirt, dem Privat willen überantwortet. 
Wie geſagt, hier handelt es ſich um öffentliches Recht; und 
da ſoll vielleicht der Satz: volenti non fit iniuria ausſchließlich 
maßgebend fein? v. Huſſarek fragt an einer Stelle: ?? „Was ſoll 
eine Vertretung kirchlicher Rechte gegen den Willen der Kirche?“ 
Doch wenn die Behörde ohne ein Anſuchen der verletzten Religions— 
genoſſenſchaft einſchreitet, ſo geſchieht dies nur ohne ausdrückliche 
Zuſtimmung der Kirche, nicht auch gegen den Willen derſelben. 
Es iſt nur quaestio facti, ob dies auch gegen den Willen der 
ſubjectiv verletzten Religionsgenoſſenſchaft geſchieht. Und daß die 
verletzte Kirche auf das widerrechtlich einer anderen Religion zugeführte 
Kind einfach verzichtet, kommt wohl nur als akademiſcher Fall in 
Betracht. Uebrigens geſetzt auch, daß dieſer Fall praktiſch wird, daß 
alſo die berechtigte Religionsgenoſſenſchaft die Uebernahme des 
betreffenden Kindes verweigert, ſo braucht hier weder die Selbſt— 
ſtandigkeit des Staates, noch die im Artikel 15 des Staatsgrund— 
geſetzes gewährleiſtete Selbſtſtändigkeit der Kirche tangirt zu werden; 
denn der Staat muß die Beobachtung ſeiner Geſetze erzwingen, alſo 
conſequenterweiſe den Austritt des widerrechtlich einer nichtberechtigten 
Religion zugeführten Kindes anordnen; nunmehr offerirt der Staat 
der berechtigten Religionsgenoſſenſchaft das Kind zur Aufnahme, 
und in den meiſten Fällen findet dies ſo ſeine befriedigende Löſung. 
Sollte aber die berechtigte Religionsgenoſſenſchaft ſich ablehnend ver— 
halten, ſo gehört das Kind nach dem Rechte der Religionsgenoſſen— 
ſchaft gar keiner Religion an, wohl aber nach dem des Staates, 
und das Recht des letzteren auf Beachtung ſeiner Gebote und Verbote 
ſowie das der Kirche auf Freiheit der inneren Ordnung bleiben 
gewahrt. Die Anſicht v. Huſſarek's entſpricht wohl mehr der 
Beſtimmung des interconfeſſionellen Geſetzes, findet aber an jenen 
Worten, die den „nächſten Verwandten“ ein Beſchwerderecht ein— 
räumen, ein unüberſteigliches Hinderniß. 

Schließlich ſei noch bemerkt, daß im Adminiſtrativverfahren?? 
in der Regel die Officialmaxime gilt?: und zu einer Durchbrechung 
derſelben für unſeren Fall ſich keine zwingenden Gründe auffinden 
laſſen. 

} Mit Rückſicht auf alle dieſe Erwägungen iſt die Anficht, daß 
die Behörden nur auf Grund einer Beſchwerde einſchreiten können, 
abzuweiſen und erſcheint auch das behördliche Officialeinſchreiten als 
zuläſſig und rechtsgiltig. 

Daß auch die Praxis auf dieſem Standpunkte ſteht, erhellt aus 
der Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 11. April 1888,25 
„wonach die Behörden durch die Formulirung des Petites in keiner 
Weiſe gebunden ſind, ſondern gehalten ſind, ohne Rückſicht auf ſelbes 
die dem Geſetze entſprechende Verfügung im concreten Falle zu treffen“. 
Es betrachtet alſo auch die Praxis die Erhebung einer Beſchwerde 
keineswegs als nothwendige Rechtsgrundlage für das behördliche 
Einſchreiten. 

9. Das nach den angeführten und beſprochenen Normen be— 
ſtimmte Religionsbekenntniß des Kindes kann gemäß Artikel 2, 
Alinea 1 des interconfeſſionellen Geſetzes in der Regel ſolange nicht 
verändert werden, bis das Kind aus eigener freier Wahl eine ſolche 
Veränderung vornimmt, was erſt nach dem 14. Lebensjahr zuläſſig 
iſt. Davon gibt es nun geſetzlich drei Ausnahmen: 1. für den Fall 
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gemischter Ehen; 2. für den Fall eines Religionswechſels der Eltern; 
3. für den Fall der Legitimation eines Kindes.?) * 

Der erſte Punkt wurde bereits oben beſprochen. Hier iſt noch 
hinzuzufügen, daß ein Religionsvertrag nur dann durch einen andern 
abgeändert werden kann, wenn beide Ehegatten am Leben, beziehungs⸗ 
weiſe handlungsfähig ſind. Denn der abändernde Vertrag muß ja 
wie jeder Vertrag zwiſchen mindeſtens zwei Perſonen, alſo hier 
zwiſchen beiden Ehegatten abgeſchloſſen werden; ſtirbt aber a 
Theil, fo ift der Abſchluß eines neuen, abändernden Vertrages uns 
möglich gemacht, und der überlebende Ehegatte bleibt gebunden, ohne 
den Vertrag brechen zu können.?“ Auf dieſem Standpunkt ſtehen 
auch der Erlaß des Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 
3. December 1883, Nr. 21.964, und die Entſcheidungen des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes vom 2. April I 15 un 11. April 1888, ° 
welche entgegen der früheren Praxis?“ ausſprechen, daß „der erſte 
Satz des Alinea 2 eine allgemeine Regel aufſtelle, die weiteren Satze 
des kitirten Artikels nur ſtrikte zu interpretirende Ausnahmsbeſtimmungen 

a aha ee a 
enthalten; die nachträgliche Aenderung des Religionsbe enntniſſes könne 
alſo im Gegenſatze zur urſprünglichen Beſtimmung desſelben (Artikel 1, 
Alinea 4) nur durch Vertrag der Eltern erfolgen, ein ſolcher ſei aber 
durch den Tod des einen Chegatten eben unmöglich geworden, der 
überlebende Ehegatte alſo zu einer Aenderung des Religionsbekenntniſſes 
der Kinder nicht berechtigt.“ Dem Tode eines Ehegatten ſteht auch 
gleich die Confeſſionsloserklärung eines ſolchen, doch iſt dies ein Satz, 
der näher beleuchtet werden muß, und ſei hier unterdeſſen nur auf 
die sub II folgenden Ausführungen verwieſen. 

Auch der zweite Punkt, betreffend die Religionsänderung der 
Kinder durch Religionswechſel der Eltern, iſt bereits, was ſeine 
Rechtswirkung gegenüber einem etwaigen Religionsvertrage anbelangt, 
beſprochen worden. Hier mag noch bemerkt werden, daß ein Religions— 
vertrag durch den Religionswechſel auch nur eines Ehegatten ſtets 
auch dann aufgehoben wird, wenn der andere Ehegatte bereits todt 
ut. Wenn alſo beiſpielsweiſe ein katholiſcher Ehemann mit feiner 
proteſtantiſchen Ehefrau den Vertrag abgeſchloſſen hat, alle Kinder 
katholiſch zu erziehen, ſo kann er durch Uebertritt zur orientaliſchen 
Kirche nach dem Tode ſeiner Frau bewirken, daß ihm die Sohne 
gleichfalls in die orientaliſche Kirche folgen, während die Töchter 
nicht mehr katholiſch bleiben, ſondern nunmehr proteſtantiſch zu er— 
ziehen ſind, weil der Vertrag ſeine Grundlagen verloren und ſein 
Hinwegfallen der Normalbeſtimmung des Geſetzes nothwendigerweiſe 
Platz gemacht hat. 

Macht nun der katholiſche Ehemann unſeres obigen Beiſpiels 
den Uebertritt zum proteſtantiſchen Glauben, dem auch ſeine ver— 
ſtorbene Ehefrau angehörte, ſo werden nunmehr ſeine Sohne der 
proteſtantiſchen Kirche zugeführt, weil ſie der Religion des Vaters zu 
folgen haben, während ſeine Töchter ebenfalls proteſtantiſch werden 
müſſen, jedoch nicht deßhalb, weil der Vater proteſtantiſch geworden, 
ſondern weil die verſtorbene Mutter proteſtantiſch geweſen war. Für 
Söhne und Töchter ergibt ſich trotz Verſchiedenheit des Rechtsgrundes 
Gleichheit des Rechtseffeckes. Und derſelbe Rechtseffect würde ſich 
auch dann ergeben haben, wenn der Religionswechſel des Ehemannes 
zu Lebzeiten der Ehefrau erfolgt wäre, woraus erhellt, daß es ſich 
gleich bleibt, ob der Wechſel des Bekenntniſſes bei Lebzeiten oder erſt 
nach dem Tode des zweiten Ehegatten vollzogen wird. 

Liegt alſo ein Religionsvertrag vor, ſo zieht der überlebende 
Ehegatte durch einen Religionswechſel nur diejenigen Kinder nach ſich, 
welche ſeinem Geſchlechte angehören. Die übrigen Kinder dagegen 
werden dann, wenn ſie in der bisherigen Religion des überlebenden 
Ehegatten erzogen wurden, nunmehr dem Glauben des todten Ehe— 
gatten zugeführt; wurden ſie aber in der Religion des todten Che- 
gatten erzogen, ſo verbleiben ſie auch weiter bei ihr, und zwar bis 
zum vierzehnten Lebensjahre. Ein zweiter Religionswechſel des über⸗ 
lebenden Ehegatten tangirt ſie in keinem Falle mehr. Es bewirkt 


20) Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 27. September 1879, 
Budwinski 568. 

27 Außer durch Religionswechſel. 

23 Budwinski 2079 und 4036, 

29 Die Cultus⸗Miniſterial⸗Erläſſe vom 18. October 1872, Nummer 4608 
und 7689 (Verordnungsblatt Nr. 80) erkennen dem überlebenden Ehegatten das 
Recht zu, das Religionsbekenntniß von noch nicht volle ſieben Jahre alten Kindern 
zu ändern. 


alſo bei vorausgegangenem Vertrage der erſte Religions- 
wechſel des überlebenden Ehegatten, daß das Bekenntniß 
aller Kinder nach dem geſetz lichen Princip geregelt 
wird und von da ab für die ſeinem Geſchlechte nicht an— 
gehörenden Kinder unveränderlich bleibt. 

Liegt dagegen kein Religionsvertrag vor, ſo zieht der über— 
lebende Ehegatte durch einen Religionswechſel auch nur diejenigen 
Kinder nach ſich, welche ſeinem Geſchlechte angehören.?“ Die anderen 
Kinder aber verbleiben bis zum vierzehnten Lebensjahre bei jenem 
Glauben, dem der verſtorbene Elterntheil angehörte. Das Ableben 
eines Elterntheiles verleiht alſo mangels eines 
Religionsvertrages der Religion der feinem Ge— 
ſchlechte angehörenden Kinder ſofort den Charakter 
der abſoluten Stabilität und Un veränderlichkeit. 

Es mag noch hinzugefügt werden, daß in jeder Ehe — ob 
Miſchehe oder nicht — der Religionswechſel der Eltern die im Artikel 2, 
Alinea 2 fixirte Rechtswirkung nach ſich zieht. Diesbezüglich äußert 
ſich der Verwaltungsgerichtshof in ſeinen Entſcheidungen vom 28. Juni 
1883 und vom 20. December 189531 dahin, daß Artikel 1 An⸗ 
ordnungen über die Beſtimmung, Artikel 2 über die Abänderung des 
Religionsbekenntniſſes enthält; und daß von der Regel, wonach das 
gemäß Artikel 1 beſtimmte Religionsbekenntniß nicht mehr geändert 
werden kann, nur die im Artikel 2 ſtatuirten Ausnahmen zugelaſſen 
werden. Auch hier ſei nebenbei bemerkt, daß Confeſſionsloserklärung 
nicht als „Religionswechſel“ im Sinne des Geſetzes zu verſtehen ift 
und wird im Uebrigen wieder auf die sub II folgenden, ſpeciell der 
Frage der Confeſſionsloſigkeit gewidmeten Ausführungen verwieſen. 

Bezüglich des dritten Punktes, der eine Religionsänderung 
des Kindes zuläßt, ſpricht ſich das interconfeſſionelle Geſetz im Artikel 2, 
Alinea 3 aus: Wird ein Kind vor zurückgelegtem ſiebenten Lebens— 
jahre legitimirt, ſo iſt es in Betreff des Religionsbekenntniſſes nach 
Artikel 1 zu behandeln. 

Die Literatur unterſcheidet zum Theils? noch einen vierten 
Grund für die Religionsänderung der Kinder; ſie erblickt nämlich 
auch in der Richtigſtellung des vorher geſetzwidrig beſtimmten Neligions- 
bekenntniſſes eines Kindes einen Religionswechſel. Dieſe Anſicht iſt 
aber nur dann begründet und berechtigt, wenn man einen ſolchen 
geſetzwidrigen Act, wie die unrichtige Beſtimmung des Religions— 
bekenntniſſes für Kinder, nicht als nichtig, ſondern nur als anfechtbar 
bezeichnet; denn dann hat die nunmehrige auf Grund der Anfechtung 
erfolgte Richtigſtellung keine rückwirkende Kraft, ſie wirkt nicht zurück 
in die Vergangenheit, ſondern nur voraus in die Zukunft. Aber das 
Geſetz ſteht feinem klaren Wortlaute nach keineswegs auf diefem 
Standpunkte; denn im Artikel 8 des interconfeſſionellen Geſetzes wird 
den Vorſtehern, Dienern oder Angehörigen einer Religionsgenoſſenſchaft 
die unberufene Einmiſchung in fremdes Religionsgebiet unterfagt 
(Alinea 1), mit gewiſſen Ausnahmen (Alinea 2). — Alinen 3 aber 
erklärt — abgeſehen von den Ausnahmen — den bezüglichen Act als 
„rechtlich unwirkſam“, “ betrachtet ihn demnach als gar nicht vollzogen. 


30 Auf demſelben Standpunkt ſteht der in den Motiven wie in der Ent⸗ 
ſcheidung gleich richtige Erlaß der Bukowinger Landesregierung vom 14. Auguſt 
1898, in welchem die Anſicht einer unteren Behörde: alle Kinder einer glaubens⸗ 
gleichen Ehe müßten der ihre Religion wechſelnden Witwe folgen, als rechtswidrig 
nicht acceptirt und nur die Tochter, nicht auch der Sohn der neuen Religion der 
Mutter zugeſprochen wird. 

31 Budwinski 1815 und 9150. 

32 v. Huſſarek a. a. O., S. 632 f. 

33 Artikel 8 des interconfeſſionellen Geſetzes lautet: 

„Die Vorſteher, Diener oder Angehörigen einer Kirche oder Religions— 
genoſſenſchaft haben ſich der von den berechtigten Perſonen nicht angeſuchten Vor⸗ 
nahme von Functionen des Gottesdienſtes und der Seelſorge an den Angehörigen 
einer anderen Kirche oder Religionsgenoſſenſchaſt zu enthalten. 

Eine Ausnahme kann nur für jene einzelnen Fälle eintreten, in welchen 
durch die betreffenden Seelſorger oder Diener der anderen Kirche oder Religions⸗ 
genoſſenſchaft um die Vornahme eines dieſen zuſtehenden Actes das Anſuchen ge⸗ 
ſtellt wird, oder die Satzungen und die Vorſchriften dieſer letzteren die Vornahme 
des Actes geſtatten. Außer dieſen Fällen iſt der bezügliche Act als rechtlich 
unwirkſam anzuſehen, und es haben die Behörden auf Anſuchen der beein- 
trächtigten Privatperſon oder Religionsgenoſſenſchaft die geeignete Abhilfe zu 
gewähren.“ 

Artikel 8, Alinea 2, enthält demnach die Ausnahmen von der in Alinea 1 
aufgeſtellten Regel und bezeichnet auch jene in Alinea 1 genannten „berechtigten 
Perſonen“, welche die Vornahme von Functionen bei Seelſorgern nicht berechtigter 
Confeſſionen anſuchen können. Dieſe Perfonen find nämlich gemäß Alinea 2: 


Es Steht alſo das Geſetz nicht auf dem Standpunkte der Anfechtbar— 
keit, ſondern auf dem der Nichtigkeit. Für uns kommt da vorzüglich 
der von dem Seelſorger einer nicht berechtigten Religionsgeſellſchaft 
vollzogene Aufnahmsact und das darauf ſich gründende, geſetzwidrig 
beſtimmte Religionsbekenntniß eines Kindes in Betracht. Allerdings 
ergibt ſich hier unter gewiſſen Umſtanden, z. B. bei der Taufe, gleich 
wieder eine Collifion. Denn das Geſetz bezeichnet die Taufe in ſolchem 
Falle als „rechtlich unwirkſam“, während die Praxiss4 die Taufe 
überhaupt als rechtlich unweſentlich anſieht und ſchließlich die katholiſche 
Kirche dieſe widerrechtlich vollzogene Taufe als wirkſam betrachtet. 
Wir ſehen, daß ſchon für unſeren Fall dieſer Satz von der Nichtig— 
keit der geſetzwidrig vollzogenen Acte keinen praktiſchen Werth hat; 
dagegen illuſtrirt er den Standpunkt des Geſetzes, das die bezüglichen 
Acte nicht als anfechtbar, ſondern als nichtig bezeichnet. Der hier 
bezogene Artikel 8 des interconfeſſionellen Geſetzes ſteht übrigens mit 
unſerem Thema, „dem Religionsbekenntniß der Kinder“, in keinem 
unmittelbaren Zuſammenhang, kann aber zur Begründung dafür 
herangezogen werden, daß das Geſetz in der Richtigſtellung des geſetz— 
widrig beſtimmten Religionsbekenntniſſes der Kinder keinen Religions— 
wechſel erblickt. 
(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ein unbefoldeter Univerſitäts⸗Profeſſor iſt nicht „ruhegenußan⸗ 
ſpruchsberechtigt“, daher auch die Witwe nach einem ſolchen keinen 
Anſpruch auf Witwenpenſion hat. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 5. Juli 1899 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage der Felicie Oſtro— 
zyn3fa, k. k. Univerſitäts-Profeſſors-Witwe in Lemberg, durch Dr. Ernſt 
Till, de praes. 11. April 1899, 3. 114 R.⸗G., wider die k. k. Re⸗ 
gierung auf Zuerkennung der Witwen-Penſion und von Erziehungs— 
beiträgen, zu Recht erkannt: 

Felicie Oſtrozynska wird mit ihrer Klage und deren Begehren, 
zu erkennen: Die Regierung der im Reichsrathe vertretenen König— 
reiche und Länder ſei ſchuldig, der Klägerin die geſetzliche Witwen- 
Penſion und ihren Kindern die vorgeſchriebenen Erziehungsbeiträge 
zuzuerkennen und flüſſig zu machen und ihr die zur Rechtsdurch— 
ſetzung nothwendigen Koften binnen vierzehn Tagen unter Executions— 
ſtrenge zu erſetzen, abgewieſen. 

Gründe: In der Klage wird angeführt: Mit Allerhöchſter 
Entſchließung vom 13. April 1892 wurde der Gatte der Klägerin, 
Dr. Ladislaus Oſtrozynski, zum unbeſoldeten, außerordentlichen Pro 
feſſor an der Univerſität in Lemberg ernannt. Derſelbe legte am 
1. Mai 1892 den Dienſteid ab und wirkte an der genannten 
Univerſität bis zu ſeinem am 22. April 1898 erfolgten Ableben. 
Das Begehren der Klägerin um Anweiſung der Witwen-Penſion, 
ſowie der Erziehungsbeiträge für die hinterbliebenen Kinder wurde 
mit dem Decrete der k. k. galiziſchen Statthalterei vom 31. Juli 1898, 
Z. 57.252, mit der Begründung abgewieſen, daß der Verſtorbene 
unbeſoldet war und daß er zwar eine Dienſtzeit von mehr als fünf, 
jedoch weniger als 10 Jahren hatte. Dem dagegen ergriffenen Recurſe 
hat das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht laut des Er- 
laſſes vom 25. Februar 1899, 3. 1323, keine Folge gegeben, weil 
Dr. Ladislaus Oſtrozynski als unbeſoldeter außerordentlicher Pro— 
feſſor weder nach § 1, noch nach § 2 des Geſetzes vom 14. Mai 1896, 
R.⸗G.-⸗ Bl. Nr. 74, einen Anſpruch auf einen Ruhegenuß hatte und 
demgemäß auch feiner Witwe nach den §§ 5 und 8 dieſes Geſetzes 
das Recht auf eine Penſion und Erziehungsbeiträge nicht zuſteht. 


„die Seelſorger oder Diener der anderen (nämlich der berechtigten) Kirche oder 
Religionsgenoſſenſchaft“. Die zweite Ausnahme liegt dann vor, wenn die Satzun⸗ 
gen und Vorſchriften der berechtigten Kirche die Vornahme des Actes geſtatten, 
ein Fall, der für die im Texte gegebenen Erörterungen nicht in Betracht kommt. 

Alinea 3 des Artikels 8 bezeichnet nun dieſen widerrechtlich vollzogenen 
Act als rechtlich unwirkſam, als nichtig. Die weitere Beſtimmung von Alinea 3, 
Artikel 8, bezieht ſich auf Strafmaßregeln und Vorkehrungen, nicht aber auf die 
juriſtiſche Natur des widerrechtlich geſetzten Actes. 

34 Entſcheidungen des Verwaltungs⸗Gerichtshofes vom 26. April 1877; 
18. April 1884; 22. Mai 1890. Budwinski 69; 2094; 5331. 


202 — 


Hierdurch erachtet ſich die Klägerin u ihren Rechten verkürzt und 
zwar aus folgenden Gründen: Die Ernennung zum Beamten be— 
gründet einerſeits die Verpflichtung zur Leiſtung der mit dem Amte 
verbundenen Dienſte und Obliegenheiten, andererſeits die Verleihung 
aller Rechte, welche dem Amte, beziehungsweiſe der Rangsclaſſe ent- 
ſprechen. Hierher gehören außer den perſönlichen Rechten der Activitäts— 
gehalt, der Anſpruch auf Ruhegenuß, Witwen-Penſion und Waiſen⸗ 
verſorgung. Dieſes gegenſeitige Verhältniß wird durch das Ernennungs— 
decret feſtgeſtellt und gilt allgemein, inſoweit im Decret kein Vor— 
behalt für den Beamten oder den Staat ausgeſprochen wurde. Ein 
derartiger Vorbehalt iſt die Ernennung zum unbeſoldeten Profeſſor, 
doch darf dieſer Vorbehalt nicht weiter ausgedehnt werden, als er 
gemacht wurde. Er bezieht ſich demnach lediglich auf den Bezug des 
Activitätsgehaltes und läßt die übrigen, durch Einreihung in eine 
Rangsclaſſe erworbenen Rechte unberührt. Nach § 5 des Geſetzes vom 
14. Mai 1896, R.⸗G.⸗ B. Nr. 74, iſt der Penſionsanſpruch einer Witwe 
nur davon abhängig, ob ihr verſtorbener Gatte nach 88 1 und 2 
dieſes Geſetzes penſionsanſpruchsberechtige war. Das Kriterium für 
den Ruhegenuß-Anſpruch der Civil-Staatsbeamten und Staatslehr— 
perfonen iſt nach § 1 die zurückgelegte Dienſtzeit und der nach der 
Rangsclaſſe anrechnungsfähige Gehalt. Anrechnungsfähig iſt nun der— 
jenige Gehalt, der für die betreffende Rangsclaſſe ſyſtemiſirt iſt, denn 
das Geſetz enthält nirgends eine Beſtimmung, aus der man ſchließen 
könnte, daß der wirkliche Bezug des Gehaltes für die Anrechnungs— 
fähigkeit desſelben entſcheidend wäre. Dementſprechend ſind auch 
die Witwenpenſion und der Erziehungsbeitrag nach 88 5 und 8 von 
der Höhe des bezogenen Gehaltes unabhängig, und vielmehr die 
Penſion in fixen nach den Rangsclaſſen abgeſtuften Beträgen und 
der Erziehungsbeitrag in einem aliquoten Theile der Witwenpenſion 
feſtgeſetzt. Nach §8 7 des Geſetzes vom 9. April 1870, R.-G.-Bl. 
Nr. 45, konnten außerordentliche Profeſſoren entweder ohne Gehalt 
oder mit von Fall zu Fall zu beſtimmendem fixen Gehalte angeſtellt 
werden, beide Kategorien gehören aber nach 8 9 in die VII. Diäten⸗ 
claſſe, dementſprechend beſtimmt auch § 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 47, für deren Witwen die charaktermäßige Penſion ohne 
Unterſchied, ob der Verſtorbene beſoldet war oder nicht. Ebenſo ge— 
hören die außerordentlichen Profeſſoren nach § 2 des Geſetzes vom 
19. September 1898, R.-G.⸗Bl. Nr. 167, in die VII. Rangsclaſſe 
und zwar ſowohl die beſoldeten, als auch die unbeſoldeten. Es be— 
ſteht daher zwiſchen beiden Kategorien bezüglich aller übrigen mit dieſer 
Rangsclaſſe verbundenen Rechte kein Unterſchied, und ſomit kann die 
Berechtigung zur Anrechnung der Dienſtzeit, der Anſpruch auf Ruhe— 
genuß und der davon abhängige Verſorgungsanſpruch der Witwe und 
der minderjährigen Kinder keinem Zweifel unterliegen. Was aber die 
Frage der Anrechnungsfähigkeit der Dienſtzeit des verſtorbenen Pro⸗ 
feſſors Dr. L. Oſtrozynski betrifft, ſo wird auf das Erkenntniß 
des k. k. Reichsgerichtes vom 23. April 1898, 3. 109, verwieſen. 
Hiernach wird gebeten zu erkennen: Die Regierung der im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Königreiche und Länder ſei ſchuldig, der Klägerin 
die geſetzliche Witwenpenſion und ihren Kindern die vorgeſchriebenen 
Erziehungsbeiträge zuzuerkennen und flüffig zu machen und ihr die 
Proceßkoſten binnen 14 Tagen bei ſonſtiger Execution zu erſetzen. 
In der Gegenſchrift des Miniſteriums für Cultus und 
Unterricht wird Folgendes geltend gemacht: Nach § 5 des Geſetzes 
vom 14. Mai 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 74, ſteht der Witwe einer 
Staatslehrperſon nur dann ein Anſpruch auf die in dieſem Para— 
graphen normirte Penſion zu, wenn der verſtorbene Gatte nach den 
SS 1 und 2 dieſes Geſetzes ſelbſt auf einen Ruhegenuß Anſpruch 
hatte, beziehungsweiſe im Falle feiner Penſionirung gehabt hätte. Er- 
ziehungsbeiträge gebühren der Witwe nach § 8 desſelben Geſetzes nur 
dann, wenn ihr ſelbſt eine fortlaufende Penſion zukommt. Somit ift 
der Anſpruch auf Witwenpenſion und Erziehungsbeiträge von dem 
Rechte des Gatten auf einen Ruhegenuß im Sinne der $$ 1 und 2 
des citirten Geſetzes abhängig. Im genannten § 1 wird nun — ab- 
geſehen von anderen Kategorien von Staatsbedienſteten — den in 
eine beſtimmte Rangsclaſſe eingetheilten Staatslehrperſonen, je nach 
ihrer Dienſtzeit ein Anſpruch auf beſtimmte Procente „ihres letzten 
anrechnungsfähigen Activitätsgehaltes“ als Ruhegenuß zuerkannt. Der 
Abſatz 2 dieſes Paragraphes beſtimmt ein Minimum, unter welches 


bei dieſer Percentualbemeſſung nicht herabgegangen werden darf, und 
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der § 2 ſtatuirt in beſtimmten Fällen eine Penſionsberechtigung auch 
bei geringerer Dienſtzeit, als fie im § 1 als unterſte Grenze an— 
gegeben erſcheint. Aus dieſen Beſtimmungen ergibt ſich als Voraus— 
ſetzung für einen Ruhegenuß vor Allem ein anrechnungsfähiger Activi⸗ 
tätsgehalt und zweitens ein beſtimmtes Maß von Dienſtzeit. Wo ein 
Activitätsgehalt überhaupt fehlt, wie dies bei dem Gatten der Klägerin, 
Landesadvocaten Dr. Ladislaus Oſtrozyhski, der Fall geweſen iſt, 
welcher auf Grund des § 7 des Geſetzes vom 9. April 1870, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 45, mit Allerhöchſter Entſchließung vom 13. April 1892 
zum unbeſoldeten außerordentlichen Profeſſor für öſterreichiſches 
Strafrecht und Strafproceß an der Univerfität in Lemberg ernannt 
worden war, beſteht daher auch kein Anſpruch auf einen Ruhegenuß, 
beziehungsweiſe auf Witwenpenſion und Erziehungsbeiträge. Wohl be— 
hauptet die Klage, daß unter dem letzten anrechnungsfähigen Activi— 
tätsgehalte“ nicht der wirklich bezogene (richtiger gebührende) Activi— 
tätsgehalt zu verſtehen ſei, ſondern jener, der für die betreffende Rangs— 
claſſe ſyſtemiſirt iſt. Für eine ſolche Auslegung findet ſich weder im 
citirten Geſetze, noch in den ſonſtigen beſtehenden Penſionsnormen der 
geringſte Anhaltspunkt. Vielmehr bildet der anrechnungsfähige Activi⸗ 
tätsgehalt den Gegenſatz zu jenen Activitätsbezügen, welche nach den 
Penſionsvorſchriften, insbeſondere nach den beiden Hauptpenſions— 
normalien vom 30. November 1771 und vom 26. März 1781, im 
Allgemeinen nicht in die Bemeſſung der Ruhegebühr einbezogen werden 
dürfen, wie z. B. Quartiergeld, Activitäts- und Perſonalzulagen und 
ſonſtige Nebenbezüge. Alle dieſe Vorſchriften haben aber ſtets einen 
wirklich bezogenen, beziehungsweiſe gebührenden Gehalt im Auge. 

Wenn ſich die Klage zur Unterſtützung ihrer Interpretation auf 
§ 2, Abſatz 2, des Geſetzes vom 9. April 1870, R.⸗G.-Bl. Nr. 47, 
beruft, wornach den Witwen außerordentlicher Profeſſoren eine charakter— 
mäßige Penſion von 400 fl. gebührte und bemerkt, daß dieſer Para— 
graph nicht zwiſchen Witwen nach beſoldeten und unbeſoldeten Pro— 
feſſoren unterſcheide, fo iſt darauf zu entgegnen, daß die betreffende 
Beſtimmung durch das Eingangs citirte Penſionsgeſetz als aufgehaben 
zu betrachten iſt und daher nicht herangezogen werden kann, aber auch 
zur Zeit ihrer Rechtswirkſamkeit nur „unter der Vorausſetzung der 
ſonſtigen normalmäßigen Bedingungen des Penſionsgenuſſes“ Geltung 
hatte, welcher eigentlich ſelbſtverſtändliche Zuſatz im Abſatz 1 dieſes 
Paragraphes auch auf den zweiten Abſatz bezogen werden muß. Zu 
dieſen „ſonſtigen Bedingungen“ gehörte aber auch für die charakter— 
mäßigen Penſionen der Gehaltsbezug des Gatten. Dies wurde an— 
läßlich eines ſpeciellen Falles mit Allerhöchſter Entſchließung vom 
16. Juli 1824 ſogar ausdrücklich ausgeſprochen, indem unter Ver— 
leihung einer Gnadenpenſion an die Witwe eines unbeſoldeten 
Gubernialrathes erinnert wurde, daß den Witwen ſolcher unbeſoldeten 
Beamten ein Penſionsanſpruch nach Maßgabe der Penſionsnormen 
nicht zuſtehe. 

Dr. Oſtrozynski konnte ſonach als unbeſoldeter außerordentlicher 
Univerſitätsprofeſſor auch keinen Anſpruch auf Ruhegenuß haben. Die 
reſtlichen Erörterungen der Klage über die Anrechnungsfähigkeit ſeiner 
Dienſtzeit kommen bei dieſer Sachlage weiter nicht in Betracht. Dem— 
gemäß wird um Abweiſung des Klagebegehrens gebeten. 

Bei der öffentlichen mündlichen Verhandlung ftüßte fich der Ver— 
treter der Klage auf die ganz ſinguläre Natur der Stellung der außer— 
ordentlichen Profeſſoren, welche bei keiner anderen Kategorie des Staats— 
dienſtes ein Analogon finde. Obwohl dieſe Profeſſoren kein Ehrenamt 
bekleiden, ſondern bleibend angeſtellte ſtaatliche Lehrperſonen ſeien, ſo 
beſtehe für ſie doch kein geſetzlich beſtimmter Gehalt, ſondern es fehle 
ein Gehalt entweder ganz, oder er werde von Fall zu Fall beſtimmt. 
Dieſe ſinguläre Beſtimmung des Geſetzes vom 9. April 1870, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 45, müſſe eben ihrer Singularität wegen im engiten 
Sinne interpretirt werden; ſie entziehe dem Profeſſor wohl den Anſpruch 
auf einen Gehalt, was ſich durch den Bezug des Collegiengeldes er— 
klären laſſe, aber nicht den Anſpruch auf den Bezug einer Penſion 
für ſeine Perſon oder für die Witwe. Für die Witwe ſei dies im 
§ 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 47, ausdrück⸗ 
lich ausgeſprochen, da dieſe eine charaktermäßige Penſion von 400 fl. 
erhalte, ohne Rückſicht darauf, ob der Gatte einen höheren Gehalt, 
einen niedrigeren Gehalt, als etwa den Penſionsbetrag der Witwe, 
oder gar keinen Gehalt bezogen habe. Die Klägerin hätte alſo ſchon 
nach dem letzteitirten Geſetze von 1870 einen Anſpruch auf die 


charaktermäßige Penſion von 400 fl. beſeſſen und dieſe Rechtslage 
könne durch das Geſetz vom 14. Mai 1896 mindeſtens nicht ver— 
ſchlechtert worden ſein. Der Betrag von 400 fl. müſſe nach § 1, 
Abſatz 2, des eben berufenen Geſetzes als das Mindeſtmaß des normal— 
mäßigen Verſorgungsgenuſſes des unbeſoldeten außerordentlichen Pro— 
feſſors ſelbſt und nach § 10 als das Mindeſtmaß des normalmäßigen 
Verſorgungsgenuſſes der Witwe desſelben gelten. Der Vertreter der 
Klage präciſirt ſonach das Petit dahin, das Reichsgericht wolle der 
Klägerin mindeſtens die charaktermäßige Penſion von 400 fl. und die 
entſprechenden Erziehungsbeiträge vom Monate nach dem Todestage 
Profeſſor Oſtrozynski's an zuerkennen. 

Der Vertreter des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unter— 
richt betonte dem gegenüber, daß die allgemeinen Vorausſetzungen für 
die Penſionsfähigkeit einer Witwe auch bei der Witwe eines außer— 
ordentlichen Univerſitätsprofeſſors gelten müſſen, und zwar nach der 
ganzen hiſtoriſchen Entwicklung des Penſionsrechtes. Nach dem neuen 
Penſionsgeſetze von 1896 (88 1, 2, 15) bilde der Gehaltsbezug des 
Angeſtellten ſelbſt die Grundlage für den Penſionsanſpruch desſelben, 
nach § 10 dieſes Geſetzes könne die Witwe in ihrem Penſionsbezuge 
nicht beſſer geſtellt ſein, als der verſtorbene Gatte, ſie könne alſo einen 
Penſionsanſpruch nicht beſitzen, wenn ihr Gatte einen ſolchen nicht 
beſeſſen hätte, d. h. alſo auch nicht, wenn er ohne Gehalt angeſtellt 
geweſen wäre. 

Der Vertreter der Klage hob in der Replik nur hervor, daß 
die Vorſchriften vor 1896 einen Ausſchluß der Beſſerſtellung der 
Witwe nicht kennen, daß der Anſpruch der Profeſſors-Witwe auf 
die charaktermäßige Penſion nach dem Geſetze von 1870, ſonach auch 
bei verſchiedener Auffaſſung über die Penſionsberechtigung des Gatten 
haltbar ſei, und daß der Verzicht auf Bezüge ſich bei dem unbe— 
ſoldeten außerordentlichen Profeſſor nur auf den Activitätsgehalt 
beziehe. 

Das k. k. Reichsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung von nach— 
ſtehenden Erwägungen ausgegangen: 

Nach dem von der Klägerin ſelbſt angerufenen § 5 des Geſetzes 
vom 14. Mai 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 74, iſt der Penſionsanſpruch 
der Witwe eines Staatsbeamten oder einer Staatslehrperſon davon 
abhängig, daß ihr Gatte ſelbſt nach den SS 1 und 2 dieſes Geſetzes 
„anſpruchsberechtigt“ war, d. i., daß ihm der Anſpruch auf den 
im § 1 näher beſtimmten Ruhegenuß zuſtand. 

Dieſer Ruhegenuß beträgt nun eine, nach der Dauer der Dienſt— 
zeit ſteigende Quote des letzten anrechnungsfähigen Activitäts- 
gehaltes, ſetzt daher unbedingt den Bezug eines Gehaltes voraus, 
woraus ſich als nothwendige Folge ergibt, daß ein unbeſoldeter 
Univerſitäts⸗Profeſſor nicht „ruhegenußanſpruchsberechtigt“ fein kann. 

Dieſe Erwägung läßt den Penſionsanſpruch der Klägerin und 
folgerichtig gemäß § 8 des bezogenen Geſetzes den von demſelben 
abhängigen Anſpruch auf Erziehungsbeiträge für die nach ihrem 
Gatten Hinterbliebenen Kinder als hinfällig erſcheinen. 

Hieran kann auch die Berufung auf den zweiten Abſatz des 
§ 2 des Geſetzes vom 9. April 1870, R.-G.-Bl. Nr. 47, nach 
welchem die Witwen nach außerordentlichen Profeſſoren eine charakter— 
mäßige Penſion im Betrage von 400 fl. zu erhalten hatten, nichts 
ändern. 

Denn im Abſatze 1 dieſes 8 2 wurde für die Witwen der 
ordentlichen Profeſſoren eine charaktermäßige Penſion von 500 fl. 
unter Voraus ſetzung der Erfüllung der fonftigen 
normalmäßigen Bedingungen eines Penſionsgenuſſes 
feſtgeſetzt. 

Die Hauptvorausſetzung des Penſionsgenuſſes einer Witwe von 
Staatsbeamten oder Staatslehrperſonen war aber ſtets die Penſions⸗ 
berechtigung des Gatten und dieſe war immer von dem Genuſſe eines 
Gehaltes bedingt, nach welchem ſich die Penſionsquoten richten. 

Daß aber jene für Witwen nach ordentlichen Profeſſoren 
ausdrücklich ausgeſprochene Bedingung auch auf Witwen außerordent⸗ 
licher Profeſſoren Anwendung zu finden hat, ergibt ſich aus dem 
Zuſammenhange beider Abſätze und bedarf keiner näheren Begründung. 

Demgemäß iſt die Klage abzuweiſen. 


(Erkenntnis des k. k. Reichsgerichtes vom 5. Juli 1899, 3. 201.) 
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a) Die übereinſtimmenden Angaben der Ehegatten über die Unter: 

laſſung der Beiwohnung innerhalb des geſetzlichen Zeitraumes ge⸗ 

nügen nicht, um den Beweis der Unmöglichkeit der vom Ehegatten 

erfolgten Zeugung des von ſeiner Frau geborenen Kindes herzuſtellen 

(§ 158 a. b. G.⸗B.); b) die Gerichtsbehörden find nicht zuſtandig, 

über die Berechtigung zur Führung eines beſtimmten Namens zu 
entſcheiden. 

Dem Klagebegehren des Inhaltes: 1. Der Beklagte ſei nicht 
Sohn des Klägers, ſondern ein uneheliches Kind der Frau des Letz⸗ 
teren; 2. es ſei Fürſorge zu treffen, daß das zuſtändige Pfarramt 
in ſeinen Regiſtern vormerke, daß der als Sohn des Klägers getaufte 
und als ſolcher im Regiſter eingetragene Beklagte nicht als Kind des 
Klägers anzuſehen ſei, und daß der Name des Klägers als Vater 
des Beklagten im Regiſter gelöſcht werde; 3. es ſei dem Beklagten 


verboten, den Namen des Klägers zu führen, — wurde in erſter 


Inſtanz ſtattgegeben, weil der Beweis der Unmöglichkeit der vom 
Kläger erfolgten Zeugung (§ 158 a. b. G.-B.) dadurch erbracht ſei, 
daß die Behauptung der Mutter des Beklagten, ihr Mann, der Kläger, 
habe ihr innerhalb des geſetzlichen Zeitraumes nicht beigewohnt, ſowie 
der von der Mutter eingeſtandene Ehebruch und ihre Behauptung, 
daß der Beklagte ihr uneheliches Kind ſei, durch die beeideten Aus— 
ſagen des Klägers beſtätigt worden ſind. 

Vom Oberlandesgerichte wurde das Urtheil erſter Inſtanz 
im Weſentlichen aus den Gründen desſelben beſtätigt. 

Der O berſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 
30. December 1898, 3. 17.286, die Klage zurückgewieſen. 

Gründe: Die Reviſion ſtützt ſich auf den Reviſionsgrund 
des 8 508, 3. 4 C.⸗P.⸗O. Derſelbe liegt in der That vor, wie aus 
Folgendem erhellt: Der Ehegatte muß, um die Vermuthung der ehe— 
lichen Geburt (§ 138 a. b. G.-B.) zu entkräften, die Unmöglichkeit 
der von ihm erfolgten Zeugung (§ 158 ibid.), beziehentlich, da die 
Zeugung nicht direct bewieſen werden kann, die Unmöglichkeit der 
Beiwohnung beweiſen. Zu dieſem Behufe genügt aber nicht, wie die 
Untergerichte angenommen haben, die übereinſtimmende Ausſage beider 
Ehegatten, daß der Kläger ſeiner Frau innerhalb des geſetzlichen Zeit— 
raumes nicht beigewohnt habe. Die Ausſage des klagenden Ehegatten 
vermag trotz der erfolgten Beſchwörung derſelben volle Beruhigung 
nicht zu gewähren; ebenſowenig das Geſtändniß der Ehegattin, aus 
einem Ehebruche empfangen zu haben, da dieſem Geſtändniſſe nach 
dem Schlußſatze des § 158 a. b. G.⸗B. von geſetzeswegen nur ver⸗ 
minderte Glaubwürdigkeit zukonumt. 

Der Beweis der Unmöglichkeit der Zeugung, bezw. der Bei— 
wohnung durch den Ehegatten kann bloß aus deſſen körperlichen Be— 
ſchaffenheit oder daraus erbracht werden, daß ſich die Ehegatten 
während des ganzen Zeitraumes des $ 188 a. b. G.-B. ununterbrochen 
an verſchiedenen Orten aufgehalten haben, ſo daß die Möglichkeit 
der Beiwohnung ausgeſchloſſen iſt. Das Geſetz legt dem Ehegatten 
den ſtricten Beweis der Unmöglichkeit auf, daß er während der 
kritiſchen Zeit habe ſeiner Gattin beiwohnen können. Dieſe Beſtimmung 
iſt ein Ausfluß der beſonderen Fürſorge, welche das a. b. G.-B. den 
innerhalb des Zeitraumes des § 138 a. b. G.⸗B. von einem ver- 
heirateten oder verwitweten Weibe geborenen Kindern zuwendet; das 
Geſetz begnügt ſich nicht mit dem Beweiſe, daß die Beiwohnung nicht 
ſtattgefunden habe. Es iſt allerdings einleuchtend, daß, wenn während 
der ganzen kritiſchen Zeit zwiſchen den beiden Ehegatten eine Bei— 
wohnung nicht ſtattgefunden hat, der Ehegatte das von ſeiner Gattin 
geborene Kind unmöglich gezeugt haben kann. Allein der Geſetzgeber 
wollte ausſchließen, daß die unrichtige Löſung der Frage, ob bewieſen 
ſei, daß die Beiwohnung nicht erfolgt ſei, dem Kinde die Rechte der 
Ehelichkeit entziehen könne, der Geſetzgeber wollte den Ausſpruch über 
die Ehelichkeit dieſem Zufalle entrücken. Der eben bezeichneten Für⸗ 
ſorge entſpräche es aber keineswegs, wenn die Möglichkeit beſtehen 
würde, daß die übereinſtimmenden Angaben der Ehegatten über die 
Unterlaſſung der Beiwohnung während der kritiſchen Zeit, bei dem 
Abgange jedes Anhaltpunktes für die Unmöglichkeit der Beiwohnung, 
genügen ſollten, um dem Kinde die Rechte der ehelichen Geburt zu 
entziehen. Im gegenwärtigen Falle kann von der Unmöglichkeit der 
Zeugung durch den Ehegatten keine Rede fein; beide Ehegatten be= 
wohnten zur kritiſchen Zeit die gemeinſchaftliche Wohnung; der Um⸗ 
ſtand, daß ſie nicht in demſelben Zimmer ſchliefen, iſt vollſtändig 
belanglos. Aus dieſen Gründen mußte der Reviſion des belangten 


Theiles ſtattgegeben und Punkt 1 des Klagebegehrens abgewieſen 
werden. Der Punkt 2 des Petites iſt jedenfalls verfehlt, weil die 
Amtshandlung wegen Aenderung in den Matrikenbüchern katholiſcher 
Pfarrämter vom Proceßgerichte in Befolgung des Juſtizminiſterial⸗ 
erlaſſes vom 6. December 1859, 3. 19.317, von amtswegen ge— 
pflogen werden müßte, aber nicht Gegenſtand eines Klagebegehrens 
ſein kann. Zudem ſteht dem Proceßgerichte die in dem Punkte 2 des 
Petites erbetene Ertheilung eines Auftrages an das Pfarramt nicht 
zu, ſondern die Entſcheidung wäre unmittelbar der politiſchen Landes- 
ſtelle einzuſenden, welche im Wege des Ordinariates das Weitere zu 
veranlaffen hätte. Vollſtändig verfehlt iſt der Punkt 3 des Klagebe⸗ 
gehrens, weil die Gerichtsbehörden nicht zuſtändig ſind, über die 
Berechtigung zur Führung eines beſtimmten Namens zu entſcheiden. 
Bezüglich des Punktes 3 leidet das angefochtene Urtheil daher an 
einer bisher unbeachtet gebliebenen Nichtigkeit, und zwar an jener des 
§ 477, 3. 6 C.-P.⸗O. Hienach mußte auf Grund der 88 513 und 
494 C.⸗P.⸗O. im Sinne des § 478, Abſ. 1, C.-P.⸗O. vorgegangen 
werden, wenn auch die Nichtigkeit von keiner der beiden Parteien 
geltend gemacht worden iſt. 


Perſonalien. 


Se. Majeftät haben dem Sectionschef Dr. Wilhelm Leddihn als Ritter 
des Ordens der eiſernen Krone 3. Claſſe in Gemäßheit der Ordensſtatuten den 
Ritterſtand verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Cabinets⸗Secretär Hofrath Joſef Ritter KRundrat 
von Lüftenfeld zum Sectionschef ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Director des akademiſchen Gymnaſiums in Prag, 
Regierungsrath Jaroslav Sobiée ka zum Landes⸗Schulinſpector ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe der Finanz⸗Landesdirection in 
Innsbruck Anton Vicenzi das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes bekleideten Hilfsämter-Oberdirector im Handelsminiſterium Joſef Wieck 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheftand das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗ 
Ordens verliehen. 

Dem Oberfinanzrathe der galiziſchen Finanz-Procuratur Dr. Alfred Ritter 
von Zygadlowicz wurde anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand die Aller— 
höchſte Zufriedenheit bekannt gegeben. 

Se. Majeſtät haben dem Zoll-Oberamtsverwalter Wenzel Millan den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Verwaltungs⸗Gerichtshof hat dem Bezirkshauptmanne in Freiwaldau 
Leo Grafen Lamezan eine Hofſecretärs⸗Stelle verliehen. 

Der Verwaltungs-Gerichtshof hat den Kanzliſten Heinrich Ehrlich zum 
Official und den Kanzliſten der niederöſterreichiſchen Statthalterei Ferdinand Bel: 
wecker, ſowie den Wachtmeiſter Karl Forſter zu Kanzliſten ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Hofſecretär am Verwaltungs-Gerichts⸗ 
hofe Oswald Görtz von Aſtein zum Bezirkshauptmanne in Schleſien ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat im Stande der Polizei-Direction in Wien 
die Polizei⸗Obercommiſſäre Andreas Weſſely, Georg Toma, Jakob Oudru⸗ 
sek und Maximilian Köllner zu Polizeiräthen, die Polizei⸗Commiſſäre Ludwig 
Mende, Dr. Othmar Ritter v. Infeld, Franz Schneider, Edmund Gayer 
und den mit dem Titel eines kaiſerlichen Nathes bekleideten Polizei⸗Commiſſär 
Karl Polt zu Polizei⸗Obercommiſſären und die Polizei⸗Concipiſten Dr. Gottlieb 
Novak, Dr. Rudolf Wagner, Franz Sudolsky, Dr. Wilhelm Sonnen 
blum und Dr. Felix Ras pi zu Polizei⸗Commiſſären ernannt. s . 

Der Minifter des Innern hat den Bezirksarzt Dr. Moriz Friemel in 
Freiwaldau zum Oberbezirksarzte ernannt. 5 

Der Leiter des Miniſteriums für Cultus und Unterricht hat den Landes⸗ 
Schulinſpector Jaroslav Sobié ka dem Landesſchulrathe für Böhmen zur Dienft: 
leiſtung zugewieſen. . 

Der Leiter des des Finanzminiſteriums hat den Steuereinnehmer Wilhelm 
Mich! zum Hauptſteuereinehmer der Finanz⸗Landes⸗Direction in Graz ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Adjuncten der Tabakfabrik in 
Bautſch Joſef Hackenſellner zum Controlor ernannt. 


Erledigungen. 


1 eventuell mehrere Hauptſteueramts⸗Controlorſtellen in der IX., 
3 eventuell mehrere Steueramts⸗Controlors⸗ und Officialsſtellen in 
der X., ſowie mehrere Steuera mts ⸗Adju netenftellen in der XI. Rangscaſſe 
bei den (Haupt-) Steuerämter in Niederöſterreich bis 27. November 1899. (Amts: 
blatt Nr. 253.) 


BE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 55 und 56 der Erkeuntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 
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Druckerei „Leykam“ in Graz. 


